








Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, den 06.02.2020

Erweiterung der Kapazitäten der Kinderkliniken des städtischen Klinikums

Antrag

Die LH München wird aufgefordert ein Konzept zu entwickeln, um den kindermedizinischen 
Versorgungsnotstand in den städtischen Kliniken zu beseitigen. In dem Konzept wird 
dargestellt, ob und inwieweit eine Erweiterung der Kinderklinik Schwabing hilfreich wäre.

Begründung

In München gibt es nach Aussagen etlicher Ärztinnen und Ärzte sowie von betroffenen Eltern 
einen ernsten Mangel an Einrichtungen und Personal für die kindermedizinische Versorgung, 
besonders für Notfälle.

Laut Medienberichten müssen verletzte oder erkrankte Kinder regelmäßig in Krankenhäuser 
weit außerhalb von München – nach Starnberg, Garmisch-Partenkirchen oder Augsburg – 
gebracht  werden, weil sie nicht mehr in einer Münchner Kinderklinik untergekommen sind. Hier 
besteht dringender Handlungsbedarf. Es ist inakzeptabel, dass eine der reichsten Städte 
Europas keine adäquate Versorgung für die Notfallversorgung von Kindern bereithält.

Wir bitten, wie in der Geschäftsordnung des Stadtrates vorgesehen, um eine fristgemäße 
Bearbeitung unserer Anfrage.
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nicht selbst ihre Zuordnung in die geeignete Notfallversorgung vornehmen, bei vielen Erkrankungen 
ist zudem gar nicht sofort ersichtlich, wer für die Behandlung geeignet ist. Die Entscheidung zwischen
verschiedenen Disziplinen dürfen nicht Patient*innen selbst oder das Personal an der Pforte treffen 
müssen. Das konzentrierte Konzept sieht vor, dass Patient*innen in einer zentralen Anlaufstelle von 
interdisziplinär ausgebildetem Personal angesehen, ggf. erstversorgt und der geeigneten Fachdiszi-
plin zur Weiterbehandlung zugeleitet werden. Alle Patient*innen erhalten dort eine Ersteinschätzung 
und je nach Einstufung erfolgt dann eine stationäre Aufnahme in der Klinik, die Übergabe der 
Behandlung an die vor Ort angesiedelte (ambulante) Bereitschaftspraxis oder ggf. der Verweis an 
den Hausarzt.

Dieses Vorgehen wird bereits deutschlandweit an zahlreichen Krankenhäusern erfolgreich eingesetzt.
Es sichert eine nach Behandlungspriorität geordnete Reihenfolge der Patientenbehandlung sowie bei
Bedarf eine schnelle und zielgerichtete Zuweisung in die zuständige Fachabteilung.

Die aktuell laufende Umsetzung des Gesundheitskonzepts und dem Umbau der MÜK bietet die 
Gelegenheit, an (mindestens) einem der Standorte die baulichen Voraussetzungen für eine solche 
Portalpraxis/zentrale Notaufnahme zu schaffen. Betrieb und Erfolg dieser sollen als Projekt 
durchgeführt und evaluiert werden, sodass eine spätere Übertragbarkeit auf weitere MÜK-Standorte 
möglich ist. 

Der reguläre Weiterbetrieb der Notaufnahmen an den anderen MÜK-Standorten darf dadurch nicht 
beeinträchtigt werden.

gez.
Kathrin Abele 
Dr. Ingo Mittermaier
Simone Burger

Haimo Liebich
Isabella Fiorentino-Wall

Stadtratsmitglieder
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An den Oberbürgermeister  
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 

München, 14. Mai 2020 
 
 

Antrag  
 
Neukonzeption des geplanten Medizinkonzeptes für die München-Klinik 
 
Der Stadtrat möge die Rücknahme der geplanten, drastischen Kürzungen betreffend 
der München-Klinik Schwabing beschließen: 
 

 
1. Die Bettenstationen Infektiologie, Kardiologie und Endokrinologie und die 

Intensivstation sollen für die Notfallversorgung und für eine mögliche zweite Welle 
oder eine andere Pandemie in der München-Klinik Schwabing erhalten bleiben. 

 
2. An der München-Klinik Schwabing befindet sich die einzige Spezialeinheit für 

hochkontagiöse Erkrankungen in Bayern und die einzige Abteilung für Infektiologie 
der München-Klinik. Nach den jüngsten Erfahrungen müssen diese am Standort 
gehalten werden. 

 
3. Die Stadt München soll Sorge tragen, dass auch die Notfall-Versorgung Stufe 2 nicht 

auf Versorgungs-Stufe 1 (Basis-Versorgung) zurückgestuft wird. 
 

4. Eine Palliativstation im Klinikum Schwabing muss für den Münchner Norden erhalten 
bleiben. 

  
 
Begründung: 
 
Wenn man sich medizinsoziologische Untersuchungen zu Gemüte führt, wird die Nicht-
Vorbereitung auf den drohenden Ernstfall einer Pandemie seit Jahren angeführt und 
größtenteils ignoriert. Stattdessen hat sich zum Beispiel der Pandemieplan der 
Bundesregierung, https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/schutzvorkehrungen-bei-
einer-grippepandemie-463730, auf den Fall vorbereitet, dass ein Impfstoff knapp ist oder erst 
vorbereitet werden muss, und nicht mit dem jetzt so bekannten Szenario, dass eine Krankheit 
auftritt, die bisher noch nicht bekannt war. 
Trotz all dieser Versäumnisse konnte in den letzten Wochen und Monaten festgestellt werden, 
dass die München-Klinik Schwabing mit ihren Beschäftigten als erste und wichtigste 
Anlaufstelle hervorragende Arbeit geleistet hat. In dieser Zeitspanne, die besonders mit voller 
Wucht das Gesundheitssystem getroffen hat, hat sich die Infektionsabteilung vorbildlich 
gezeigt und alle Maßstäbe des RKI im Nationalen Pandemieplan erfüllt. Dank der 
Infektionsabteilung und ihres kompetenten Teams konnte die München-Klinik sehr gut und 
sehr schnell auf die Pandemie vorbereitet werden. Dadurch war das Personal geschützt und 
Patient*innen gut versorgt. Durch die traditionelle Pavillonbauweise ist es in der München-
Klinik Schwabing möglich, einzelne Häuser ausschließlich für Covid 19 Patient*innen oder 
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andere Infektionen zu nutzen und so die Absteckungsgefahr für andere Patient*innen deutlich 
zu verringern. Anstatt Kürzungen von Betten wie Intensivbetten, sowie der Zurückstufungen 
der Notfallversorgung auf Basisversorgung und eines möglichen Abbaus der 
Infektionsabteilung, muss deren Erhalt ermöglicht werden. In dieser Position schließt sich die 
Fraktion DIE LINKE/ Die PARTEI der Stellungnahme des Seniorenbeirats vom 07.05.2020 an.  
Wir sind noch nicht aus der Pandemie heraus, federführende Expert*innen des Robert-Koch-
Instituts rechnen mit einer zweiten und dritten Welle, die Möglichkeiten einer neuen, noch 
unbekannten Pandemie stehen im Raum – lassen Sie die Landeshauptstadt München nicht 
nach den Worten Andrew Lakoffs unvorbereitet – Unprepared sein – rechnen wir mit dem 
Ernstfall. 
 

 
Fraktion DIE LINKE. / Die Partei 

 
Initiative: Stefan Jagel 

 
Brigitte Wolf  Marie Burneleit    Thomas Lechner 
   

Mitglieder des Stadtrats 



 Seniorenbeirat der Landeshauptstadt München 

Antrag: 

1.Erhalt der Palliativstation der München-Klinik Schwabing

2. Erhalt der Akutgeriatrie, der traumatologischen und kardiologischen,

akutgeriatrischen Versorgung in der München-Klinik Schwabing 

Der Seniorenbeirat fordert die Landeshauptstadt München auf, dafür Sorge zu tragen, dass die 

Palliativstation und die akutgeriatrische Versorgung in der München-Klinik Schwabing erhalten 

bleiben.  

Begründung: 

Der Seniorenbeirat und die Bürgerversammlung des 4. Stadtbezirks haben im Oktober 

2019 den Erhalt der Palliativstation und den Ausbau der Altersmedizin in der München-

Klinik Schwabing gefordert.  

Der Finanzausschuss des Stadtrats hat am 17.6.2020 beschlossen, dass zum Thema Alters- und 

Palliativmedizin „das RGU dem Stadtrat im 1. Halbjahr 2021 aussagefähige Zahlen zu Bedarf und 

Versorgung im stationären Palliativbereich darlegt“  

Im Klinikum Schwabing ist jedoch aktuell die Palliativmedizin geschlossen und soll womöglich 

dauerhaft geschlossen bleiben. Dabei gibt es in München einen Mangel an Palliativbetten. Schwer 

kranke Menschen, die nicht ambulant versorgt werden können, finden häufig keine geeignete 

Versorgung.  

Auch die Physikalische Medizin, und damit die Akutgeriatrie wurden verkleinert.  

Dies führt dazu, dass Senior*innen nicht mehr wohnortnah behandelt werden können und in 

andere Kliniken, außerhalb Münchens verlegt werden müssen.  

Gerade in Zeiten der Pandemie ist ein wohnortnahes Versorgungsangebot für den gesamten 

Münchner Norden besonders wichtig 

Datum: 1.9.2020 

gez.





- Wird zur Realisierung dieser Planung die Verlegung der Geburtshilfe (und Gynäkologie)
von Neuperlach nach Harlaching in Betracht gezogen? Wenn ja, bleibt dann die
Gesamtkapazität der Geburtshilfe erhalten? Welche Kosten würden daraus entstehen?

Harlaching 
- Trotz der erhebliche Kosten verursachenden Fehlplanungen und Verzögerungen mit
Wechsel des Projektplaners scheint der Neubau des KMH jetzt auf einem guten Weg zu
sein, das Medizinkonzept wurde mehrfach ganz erheblich weiter entwickelt und verbessert
bis hin zur umfassende Notfallversorgungsstufe 3 für Erwachsene. Nach unserer Kenntnis
erfolgen derzeit endlich die letzten hierfür erforderlichen Umplanungen. Fragen: Wann
werden diese Umplanungen bekannt gegeben? Ist in Harlaching auch mit bisher nicht
eingeplanten Mehrkosten der Sanierung zu rechnen?
- Wie ist die beabsichtigte weitere Reduzierung der Bettenzahl der internistischen
Abteilungen von derzeit genutzten 185 Betten auf ca. 70 Betten zu verantworten,
angesichts der Erfahrungen aus der aktuellen Corona-Pandemie,  der bereits vorher seit
Jahren dramatisch zunehmenden Engpässen bei der Notfallversorgung insbesondere
internistischer Patienten sowie der Warnungen/Vorhersagen der Virologen zu künftigen
noch stärkeren Pandemien?  Und gibt es dazu erste  Ergebnisse der Expertise  des
Gesundheitsreferates,  welche  gesundheitspolitischen   Konsequenzen aus der
Cronapandemie in  München gezogen werden  sollten?
- Wie ist der für eine „flexible Bettennutzung“ in großem Stil angedachte variable
Einsatz von qualifiziertem- /spezialisiertem medizinischen Pflegepersonal oder gar
ärztlichem Fach-Personal in fachfremden Abteilungen zu verantworten?  Ist es doch
offenkundig, dass Fachpersonal nach den geplanten Abteilungsgrößen bemessen wird
und  ein variabler Einsatz zu einer Minderung der Qualität der Versorgung in der
Gesamtschau und einer ständigen Überbelastung der hochspezialisierten medizinischen
Kräfte führt.  Zudem sind nach unseren Informationen aktuell alle Abteilungen nahezu
immer voll belegt;  wo sollen die freien  Betten insbesondere in den Monaten mit
bekanntlich besonders hoher Belegung künftig herkommen, die man flexibel belegen  will?
- Wurde der Vorschlag der Klinikinitiative Harlaching zum Verbleib der Psychosomatik
im Altbau  (oder zu einer vom Krankenhaus für Naturheilweisen (KfN) angeregten
Kooperation) im Schreiben vom 11.9.20 geprüft? Welcher Kostenaufwand würde daraus
entstehen und welche Kosteneinsparung würde sich bei einem Verzicht auf die
Verlagerung der Nephrologie von Harlaching nach Neuperlach und daraus folgend der
Verlagerung der Geburtshilfe/Gyn. von Neuperlach nach Harlaching ergeben?

Wir möchten diese Fragen zur Klärung fachlich offener Punkte und zur Kosteneingrenzung 
an die Hand geben.. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Seniorenbeirätin 18
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der Landeshauptstadt München 
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Stadtratsfraktion  

DIE LINKE. / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de  

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 5. Oktober 2021 

Antrag  

 
Kritische Notfallversorgung in München II – Anlaufpraxen an der München Klinik zügig einführen 
 
Das Gesundheitsreferat wird gebeten, noch in 2021 den Stand der Konzeptentwicklung, den 
Umsetzungsstand und die Zeitschiene für Anlaufpraxen an den vier München Klinikstandorten der 
München Klinik dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorzulegen.   
 
Begründung 
 
Die hohe Inanspruchnahme der Notfallaufnahmen in Kliniken stellt diese bei einer ohnehin 
angespannten Personalsituation vor eine zunehmend große Herausforderung. Die Einrichtung von 
Anlaufpraxen in Krankenhäusern, die in der Nähe eines Interdisziplinären Notfallzentrums (INZ) 
angesiedelt sind und die eine Bedarfsprüfung des Patienten voranstellen, könnten hierzu hilfreich 
sein. Solche Praxen sollten künftig fester Bestandteil einer modernen Notfallversorgung sein.  Das 
Notfallversorgungssystem in den Kliniken ist laut aktuellen Zeitungsberichten derzeit an seiner 
Belastungsgrenze und muss deshalb dringend entlastet werden. Die Vollversammlung hat am 03. 
März 2021 „die Weiterentwicklung der Notfallversorgung an den vier Notfallstandorten mit dem Ziel 
der Etablierung "Gemeinsamer Tresen"“ beschlossen. In dem Beschluss ist keine aktuelle Zeitschiene 
enthalten. Diese ist aber dringend erforderlich, um die Notfallversorgung in München so schnell wie 
möglich wieder qualitativ hochwertiger aufzustellen.    
 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 

Gezeichnet:  

Stadträtin Marie Burneleit 

Stadträtin Brigitte Wolf 

Stadtrat Thomas Lechner 





An den Oberbürgermeister 

Herr Dieter Reiter  

80331 München 
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München, 23. November 2022 

Antrag  
 
Anforderungen an das neue Medizinkonzept der München Klinik gGmbH:  
Geburtshilfe in Neuperlach bleibt erhalten II – Finanzierung für die geburtshilflichen Abteilungen 
sicherstellen 
 
Das Gesundheitsreferat wird gebeten, gemeinsam mit der München Klinik gGmbH im Rahmen des 
neuen Medizinkonzepts die Auswirkungen der Krankenhausfinanzierungsreform auf die Abteilungen 
der Geburtshilfe darzustellen.  
Sollte es bei einer Unterfinanzierung über das DRG-Fallpauschalensystem bleiben, soll dem Stadtrat 
einen Betrauungsakt zum Ausgleich des Defizites zur Beschlussfassung vorgelegt werden.  
Weiter wird das Gesundheitsreferat gemeinsam mit der Geschäftsführung der München Klinik 
gGmbH gebeten, mit den anliegenden Landkreisen über eine finanzielle Beteiligung an der 
Geburtshilfe zu verhandeln und dem Stadtrat die Ergebnisse darzustellen.   
 
Begründung 
Im Koalitionsvertrag hat die Ampel-Regierung vereinbart: "Kurzfristig sorgen wir für eine 
bedarfsgerechte auskömmliche Finanzierung für die Pädiatrie, Notfallversorgung und Geburtshilfe1." 
Die zuständige Kommission hat nun für die Geburtshilfe einen Vorschlag unterbreitet. Dieser sieht 
keine grundsätzliche Veränderung der Finanzierung von geburtshilflichen Abteilungen vor. Der Kreis 
der Kliniken, die von zusätzlichen Finanzen profitieren, ist deutlich eingeschränkt.  Kliniken, die für 
ihre Geburtshilfe einen Sicherstellungszuschlag erhalten (2021 waren das lediglich 56 von 665  
Krankenhausstandorten) sollen überhaupt zusätzliche Mittel erhalten. Es ist unmöglich, einen 
Vorschlag, der weniger als 10 Prozent der Geburtskliniken betrifft, überhaupt als Beitrag zur 
finanziellen Stabilisierung der Geburtshilfeabteilungen zu verkaufen2. Die Vorschläge der Kommission 
müssen ins Gesetzgebungsverfahren. Wenn das Gesetz auf dieser Grundlage nun beschlossen werden 
sollte, wird es keine bessere Finanzierung über das DRG-Fallpauschalensystem geben.  
Zur Sicherung der Geburtshilfe und zur Verhinderung einer Unterversorgung kann eine Kommune im 
Rahmen der Daseinsversorge einen Betrauungsakt beschließen. Dieser wäre bei einer längerfristigen 
Unterfinanzierung der geburtshilflichen Abteilungen über den Bundesgesetzgeber an der München 
Klinik gGmbH aus unserer Sicht aus Qualitätsgründen und Versorgungsaspekten angezeigt.  
Gerade in den letzten zehn Jahren wurden in Oberbayern mehrere geburtshilfliche Abteilungen 

 
1 Seite 67 des Koalitonsvertrages https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-
2021-1990800 
2 vgl. Bewertung der Ergebnisse der Regierungskommission zur Finanzierung von Pädiatrie und Geburtshilfe von 
Krankenhaus statt Fabrik  https://www.krankenhaus-statt-fabrik.de/53217 
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geschlossen (z.B. Bad Aibling, Erding, Bad Tölz, uvm.). Diese Schließungen führten auch dazu, dass 
zwischen 2018 bis 2020 etwa 20 Prozent der Entbindungen von Nicht-Münchnerinnen in München 
stattgefunden haben3. Die Zahlen bestätigen, dass die geburtshilflichen Abteilung der München Klinik 
gGmbH nicht nur für die Münchnerinnen elementar sind, sondern auch für die Bürgerinnen der 
angrenzenden Landkreise. Aus diesem Grund soll das Gesundheitsreferat mit den angrenzenden 
Landkreisen verhandeln, ob es eine finanzielle Beteiligung der geburtshilflichen Abteilungen geben 
und wie hoch diese finanzielle Beteiligung aussehen kann.   
 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 

Gezeichnet:  

Stadträtin Marie Burneleit   

Stadträtin Brigitte Wolf 

Stadtrat Thomas Lechner 

 

 

 

 
3 Anfrage Nr. 20-26 / F 00228 https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/6524747 



Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter
Rathaus

21.07.2023

Optimale Versorgung für alle – endlich einen Krankenhausbedarfsplan für München 
und die Region erstellen

Antrag

Das Gesundheitsreferat wird beauftragt, einen eigenen Krankenhausbedarfsplan für 
München und die Region auf den Weg zu bringen. Dieser soll angesichts der 
unzureichenden Krankenhausplanungen des Freistaats und der bevorstehenden 
Krankenhausreform des Bundes eine optimale Versorgung aller Menschen gewährleisten. 
Hierzu soll das Gesundheitsreferat die Krankenhäuser, den Rettungszweckverband, die KVB 
und andere relevante Akteur*innen im Gesundheitsbereich zu einem Runden Tisch einladen.
 
Darüber hinaus wird der Oberbürgerbürgermeister gebeten, einen Appell an die bayerische 
Staatsregierung zu richten: Sie muss ihrer Verantwortung endlich nachkommen und einen 
Krankenhausbedarfsplan aufstellen. Dieser muss den tatsächlichen Bedarf der Stadt 
München und der angrenzenden Landkreise sinnvoll abbilden und zugleich zukunftsgerichtet 
sein. Denn durch den demographischen Wandel, das prognostizierte Bevölkerungswachstum 
und die weitere Ambulantisierung werden sich die Anforderungen an Krankenhäuser weiter 
verändern. 

Zudem muss so schnell wie möglich geklärt werden, wie die Krankenhäuser in München und 
der Region durch die anstehende Reform eingruppiert werden können und welche Potentiale 
der Zusammenarbeit hierbei bestehen.

Begründung

Gesundheit ist keine Ware, sondern ein Menschenrecht – und muss in unserer Stadt für alle 
Bürger*innen in bestmöglicher Qualität gewährleistet sein. Ein wichtiger Schritt ist dabei die 
Krankenhausreform des Bundes. Mit ihr wird die fortschreitende Profitorientierung im 
Gesundheitssystem zurückgedreht und die medizinische Versorgung wieder mehr an 
Patient*innen und ihren Bedürfnissen ausgerichtet. 

Besonders die Einführung der Vorhaltepauschalen ist wichtig für den Erhalt und Ausbau der 
Gesundheitsversorgung. Auch die Einteilung in Versorgungslevel und ggf. Leistungsgruppen 
dient der Spezialisierung und Sicherstellung bester medizinischer Qualität für alle.

Die Grundlagen für eine Reform werden vom Bund geschaffen, die Krankenhausplanung 
aber bleibt Aufgabe der Bundesländer. In Bayern gibt es jedoch seit vielen Jahren keinen 



Krankenhausbedarfsplan, der tatsächliche Patientenströme in den Kliniken abbildet und am 
Bedarf der Patient*innen orientiert ist. Wir fordern, dass sich Landeshauptstadt und Freistaat 
auf die Reform vorbereiten und ein Konzept für die bestmögliche Gesundheitsvorsorge im 
Raum München erstellt wird. Die Landeshauptstadt München leistet hierzu ihren Beitrag, 
indem sie einen Austausch initiiert und die Zusammenarbeit dem Freistaat anbietet.

gez.

Christian Köning
Klaus Peter Rupp
Kathrin Abele
Simone Burger
Barbara Likus
Lena Odell
Julia Schönfeld-Knor
Micky Wenngatz

Angelika Pilz-Strasser
Hannah Gerstenkorn
Clara Nitsche

Fraktion SPD/Volt  Fraktion Die Grünen – Rosa Liste



Bezirksausschuss des 16. Stadtbezirkes 

 

Landeshauptstadt 
München 

Ramersdorf-Perlach 

 
 
 
 
Landeshauptstadt München, Direktorium 
Friedenstraße 40  81660 München 

Gesundheitsreferat 
 

Vorsitzender 
Thomas Kauer 
 
Geschäftsstelle: 
Friedenstraße 40, 81660 München 
Telefon: (089) 233-614 -87 / -81 
Telefax: (089) 233-61485 
E-Mail:  bag-ost.dir@muenchen.de 
 

 
München, 15.04.2024 

Ihr Schreiben vom  
 

Ihr Zeichen 
 

Unser Zeichen 
3.3.1 / 11.04.2024 

 

Klinikum Neuperlach als Maximalversorger erhalten; Anliegen aus der Bürgerschaft vom 

11.03.2024 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Bezirksausschuss 16 Ramersdorf-Perlach hat in seiner Sitzung am 11.04.2024 nach 
Vorberatung im zuständigen Unterausschuss Gesundheit, Umwelt und Grünplanung folgenden 

Beschluss einstimmig gefasst: 

 

Das Anliegen wird mit der Bitte um Prüfung weitergeleitet. Zusätzlich bittet der Bezirksaus-

schuss16 darum, dass die geplanten Maßnahmen und Änderungen von der Klinikleitung  

vorgestellt werden, gerne in Form einer Videoschalte. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Thomas Kauer 
Vorsitzender des BA 16 
– Ramersdorf-Perlach – 

 

II. RIS 

I. 
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München, 28.05.2024 
 
 

 
 
 

Klinikum Neuperlach sozial gestalten 
 
Antrag: 
 
Das Gesundheitsreferat wird aufgefordert bei der Reform der München Klinik und insbeson-
dere dem Standort Neuperlach für ein sozial ausgestaltetes Konzept zu sorgen, dass die Be-
dürfnisse vor Ort abdeckt, die medizinischen Leuchttürme des Standorts erhält und die be-
sonderen Begebenheiten am Standort Neuperlach berücksichtigt. Hierfür soll die notwen-
dige Datengrundlage bereitgestellt werden. 
 
Insbesondere sind folgende Forderungen zu berücksichtigen: 
 

• Sicherstellung der notfallmedizinischen Versorgung im Münchner Osten 

• Erhalt der Frauen- und Geburtsklinik Neuperlach 

• Erhalt des Darmkrebszentrums mit Visceral-Chirurgie, Gastroentorologie und Onkolo-
gie 

• Erhalt des Gefäßzentrums 

• Erhalt des Zentrums für Akutgeriatrie und Frührehabilitation (inklusive geriatrischer 
Tagesklinik und stationärer Behandlung) 

• Erhalt und Stärkung des Sozialdienstes und der Pflegeüberleitung 

• Ausbau der Kassenärztlichen Bereitschaftspraxis 

• Bau von Werkswohnungen, um den Fachkräftemangel zu begegnen 
 
Begründung: 
 
Gesundheitsversorgung ist ein Kernbestandteil der kommunalen Daseinsvorsorge. Nur, 
wenn Gesundheitsversorgung in kommunaler Hand bleibt, kann garantiert werden, dass sich 



alle in dieser Stadt die optimale medizinische Behandlung leisten können und Gesundheits-
angebote niederschwellig zur Verfügung stehen. Dies gilt insbesondere für Stadtbezirke wie 
Ramersdorf-Perlach, in denen überdurchschnittlich viele Menschen von Armut betroffen 
sind, der Altersquotient besonders hoch ist, gleichzeitig eine rasante Geburtenentwicklung 
zu erwarten ist, und viele Menschen mit Migrationshintergrund leben.  
 
Besonders für Menschen, die kein Auto oder nicht genug Geld für ein Taxi haben, sind die 
Wege zwischen zwei Klinikstandorten nicht so kurz, wie sie auf der Karte scheinen. Die öf-
fentliche Anbindung zwischen Neuperlach und Harlaching ist nicht ausreichend, um einen 
schnellen Transfer von Kranken, Angehörigen oder Beschäftigten zu ermöglichen. Für die Be-
schäftigten würde ein Wechsel des Arbeitsorts eine große Hürde darstellen. Es ist davon aus-
zugehen, dass einige von ihnen einen Abteilungsumzug nicht mitmachen würden, was den 
Fachkräftemangel in den städtischen Kliniken weiter verstärken könnte. 
 
Wir leben in einer sich enorm schnell entwickelnden Stadt. Ihr Wachstum ist vorrangig in 
den Stadtrandgebieten zu spüren, in denen die vielen Nachverdichtungsprojekte und eine 
erhöhte Geburtenrate für eine ausgesprochen große Bevölkerungsdynamik sorgen.  
 
Die Reformnotwendigkeit der München Klinik ist unbestritten. Fachkräfte- und damit Bet-
tenmangel erfordern Veränderungen. Dass die MüK und die gesamte Bevölkerung der Stadt 
München hier die mangelhafte Krankenhausplanung des Freistaats kompensieren müssen, 
ist bedauerlich, aber unausweichlich. Dennoch muss standortgenau und anhand der örtli-
chen Begebenheiten entschieden werden. Gut funktionierende Strukturen und medizinische 
Leuchttürme sollten an den jeweiligen Standorten erhalten bleiben.  
 
Das Klinikum Neuperlach darf nicht, wie in der Presse zu lesen, auf reine ambulante Versor-
gung zurückgefahren werden, sondern muss den sozialen Bedürfnissen im Stadtteil gerecht 
werden. 
 
 




